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CDU will Bürgergeld für über 100.000
Weigerer streichen – Politikwechsel

gefordert
CDU-Generalsekretär Linnemann fordert die Streichung
des Bürgergelds für über 100.000 Arbeitsunwillige und

begrüßt schärfere Regeln.

In der aktuellen Diskussion um das Bürgergeld wird die Frage
der Arbeitsbereitschaft zunehmend zum zentralen Thema.
Carsten Linnemann, CDU-Generalsekretär, hat sich dafür
ausgesprochen, dass mehr als 100.000 Menschen, die kein
Interesse an einer Arbeitsaufnahme zeigen, das Bürgergeld
gestrichen werden sollte. Dies wirft nicht nur Fragen zum
Sozialstaat auf, sondern auch zu den notwendigen Anreizen für
Arbeitsuchende.

Die Bedeutung der Arbeitsbereitschaft

Der Vorschlag von Linnemann ist klar: «Die Statistik legt nahe,
dass eine sechsstellige Zahl von Personen grundsätzlich nicht
bereit ist, eine Arbeit anzunehmen», erklärt er. Dies habe
direkte Auswirkungen auf die Wahrnehmung von Bedürftigkeit.
Ist man nicht bereit zu arbeiten, so müsse der Staat annehmen,
dass kein Anspruch auf staatliche Leistungen besteht. Diese
Argumentation thematisiert nicht nur die individuellen
Entscheidungen von Arbeitsuchenden, sondern auch die
grundsätzlichen Mechanismen innerhalb des Sozialsystems.

Politische Reaktionen und gewünschte
Veränderungen



Linnemann begrüßt die von der Bundesregierung geplanten
schärferen Vorgaben für Bürgergeldempfänger, die darauf
abzielen, mehr Menschen zur Arbeitsaufnahme zu motivieren.
Die neue Regelung sieht unter anderem vor, dass das Ablehnen
einer zumutbaren Arbeit zu höheren Leistungskürzungen führen
kann. «Ich finde es gut, dass die Ampel einen ersten Schritt
beim Bürgergeld gehen will», fügt er hinzu. Dennoch fordert er
einen grundlegenden Politikwechsel in der Ausgestaltung der
Grundsicherung.

Anreize und Ausnahmen

Ein zentraler Punkt in der Argumentation ist die Frage der
Anreize. «Hier fehlen ganz klar entsprechende Anreize», betont
Linnemann. Besonders in Diskussionen sind dabei nicht nur
deutsche Staatsbürger, sondern auch ukrainische Flüchtlinge,
die Bürgergeld beziehen. Während Linnemann deren Rolle im
Kontext der Freiheit und Demokratie anerkennt, weist er darauf
hin, dass auch diese Gruppe zur Integration in den Arbeitsmarkt
motiviert werden muss. Ausnahmen von dieser Regel sollen
jedoch für Alleinerziehende sowie pflegende Angehörige gelten.

Die Herausforderung für die Gesellschaft

Das Bürgergeld selbst ist als Grundsicherung für
Arbeitssuchende konzipiert und steht im Kontext sozialer
Unterstützung für Menschen in schwierigen Lebenslagen. Es ist
entscheidend, dass in der Diskussion um Kürzungen und
Regeländerungen sowohl die sozialen als auch die
wirtschaftlichen Auswirkungen beachtet werden. Eine Balance
zwischen Verantwortlichkeit des Einzelnen und der
Solidargemeinschaft ist unerlässlich, um eine gerechte Lösung
zu finden.

Fazit: Ein Schritt in die richtige Richtung?

Die Debatte rund um das Bürgergeld und die Forderungen nach



verstärkten Anforderungen an Bezieher zeigen einen Trend hin
zu einer kritischeren Betrachtung der sozialen
Sicherheitssysteme in Deutschland. Ob die geplanten
Maßnahmen tatsächlich die gewünschten Wirkungen zeigen und
die Arbeitsbereitschaft verändern können, bleibt abzuwarten.
Sicher ist, dass die kommenden Monate entscheidend für die
Ausgestaltung der Grundsicherung und den Umgang mit
Erwerbslosigkeit sein werden.
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